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Geschützte Affektionsinteressen

§ Affektionsinteresse bei eigener Verletzung
– Körperverletzung (OR 47)
– Persönlichkeitsverletzung (OR 49)

§ Affektionsinteresse beim Tod eines nahen 
Angehörigen (OR 47)

§ Affektionsinteresse bei einer schweren 
Verletzung eines nahen Angehörigen (OR 49)
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Historisch anerkannte Ersatzfähigkeit
§ Allgemeines Landrecht für die Preussischen Staaten 

(1794)
– „§. 112. Wegen erlittener Schmerzen können Personen 

vom Bauer- oder gemeinen Bürgerstande, denen 
dergleichen Verletzung aus Vorsatz oder groben Versehen 
zugefügt worden, ein billiges Schmerzengeld fordern.

– §. 113. Der Betrag dieses Schmerzengeldes ist nach dem 
Grade der ausgestandenen Schmerzen, jedoch nicht unter 
der Hälfte, und nicht über den doppelten Betrag der 
erforderlichen Kurkosten, richterlich zu bestimmen.

– §. 114. Bey Personen höhern Standes wird auf die dem 
Beleidigten durch die Mißhandlung verursachten 
Schmerzen nur bey Bestimmung der gesetzmäßigen Strafe 
Rücksicht genommen“
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Historisch anerkannte Ersatzfähigkeit

§ § 1845 des Privatrechtlichen Gesetzbuchs für 
den Kanton Zürich (PGB) von 1854/1856: 
– „In dem Falle der Körperverletzung ist der Verletzte 

berechtigt, Ersatz der Heilungskosten Entschädigung 
für die Nachtheile der in Folge derselben bereits 
eingetretenen und der fortwirkenden gänzlichen oder 
theilweisen Unfähigkeit zur Arbeit, ein den 
Umständen angemessenes Schmerzengeld und 
überdem, soweit das Fortkommen des Geschädigten 
erschwert ist, eine durch freies Ermessen zu 
bestimmende Entschädigung für die verursachte 
Verstümmelung oder Entstellung zu verlangen.“
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Historisch anerkannte Ersatzfähigkeit

§ Art. 7 Bundesgesetz betreffend die Haftpflicht 
der Eisenbahnen- und Dampfschiffunter-
nehmungen bei Tödtungen und Verletzungen 
vom 1. Juli 1875 (AS n. F. 1 787): 
– „Bei nachgewiesener Arglist oder grober Fahr-

lässigkeit der Transportanstalt kann dem Ver-
lezten oder den Angehörigen des Getödteten, 
auch ganz abgesehen vom Ersaze erweislicher 
Vermögensnachtheile, eine angemessene 
Geldsumme zugesprochen werden.“
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Entschädigungsinstrumente
§ Genugtuung (OR/SVG und OHG sowie MV)
– immaterielle Unbill
– OR 47/49: angemessene Geldsumme

§ Integritätsentschädigung (UV und MV)
– medizinisch-theoretische Invalidität (UV) – maximal 

CHF 148‘200 (UVV 22 I)
– keine analoge Anwendung der Gliederskala (MV)

§ Risikounfallversicherung (VVG)
– medizinisch-theoretische Invalidität
– Summenversicherung
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Haftungsparallelität

§ Rechtshistorisch keine haftungsrechtliche 
Gleichbehandlung zwischen materiellem und 
immateriellem Schadenersatz
– keine Haftung für immaterielle Unbill
– Verschuldenserfordernis für Ersatz der 

immateriellen Unbill (in der Staatshaftung, siehe 
VG 6) 
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Haftungsparallelität

§ Grundsatz der Haftungsparallelität
– gleiche Haftungsvoraussetzungen 

• Verschuldens- und Gefährdungshaftung (OR 47/49 und 
SVG 58 f. und 62 I)

• Delikts- und Vertragshaftung (BGE 116 II 519 E. 2c)

– gleiche Abgeltungsformen (BGE 134 III 97 E. 4.2)
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Immaterieller Schaden

§ keine gesetzliche Definition, lediglich Hinweis 
auf Abgeltungsform („Genugtuung“)

§ immaterielle Unbill (tort moral – torto
morale): Leid, Lebensqualitätseinbussen, 
Schmerzen, Angst etc.

§ Arten von immaterieller Unbill
– persönliche Unbill
– soziale Unbill
– berufliche Unbill
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Berechnungsgrundsätze

§ Billigkeitsgrundsatz
– Unbillig sind Genugtuungssummen, die dem Opfer 

«lächerlich» tief erscheinen (BGE 129 IV 22 = Pra
2003 Nr. 132 E. 7.2 und 7.4)

– Bei schweren Körperverletzungen tendiert die 
Rechtsprechung explizit zu «erheblich» höheren 
Genugtuungen (BGE 112 II 131 = Pra 1986 Nr. 157 
E. 2)  

§ Bereicherungsverbot (BGE 123 III 10 E. 4c/bb)
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Berechnungskriterien
§ Bundesgericht nennt folgende Berechnungs-

kriterien (BGE 132 II 117 2.2.2):
– Art und Schwere der Verletzung, 
– Intensität und Dauer der Auswirkungen auf die 

Persönlichkeit des Betroffenen,
– der Grad des Verschuldens des Haftpflichtigen,
– ein allfälliges Selbstverschulden des Geschädigten 

sowie 
– die Aussicht auf Linderung des Schmerzes durch 

die Zahlung eines Geldbetrags.
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Präjudizienmethode

§ Kein Genugtuungstarif, sondern Billigkeit im 
Einzelfall

§ Heranziehung vergleichbarer Präjudizien
– Anzahl: keine explizite Rechtsprechung
– Alter: nicht älter als 25 Jahre (6S.232/2003 = Pra

2004 Nr. 144 E. 2.2) 
– Teuerungsausgleich: unklare Rechtsprechung
– zulässige Abweichung: 25 % sind noch nicht 

unbillig (4C.435/2005 E. 6.2) 
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Zweiphasenmethode

§ Wesen
– egalitäre Basisgenugtuung für gleichartige 

Verletzung (objektive Genugtuungskomponente)
– Zuschläge für persönliche, soziale und berufliche 

Unbill des Einzelfalls (subjektive Genugtuungs-
komponente)
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Zweiphasenmethode
§ Zulässigkeit
– Bundesgericht lässt Zweiphasenmethode als 

Alternativmodell zu
• Verletztengenugtuung (BGE 132 II 117 E. 2.2.3)
• Angehörigengenugtuung (4A_423/2008 E. 2.1 und 

1C_106/2008 E. 3)
§ Verletztenbasisgenugtuung
– Integritätsentschädigung UV (BGE 132 II 117 E. 2.2.3)
– nicht aber doppelte Integritätsentschädigung UV oder 

Integritätsentschädigung der MV (BGE 134 III 97 E. 
4.4)
• maximaler Genugtuungsbetrag CHF 300‘000
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Ökonomische Methode

§ Grenzkostenwerte zwischen 
– 1 und maximal 20 Mio. Franken pro gerettetes 

Menschenleben 
– CHF 25 000 und CHF 500 000 pro gerettetes 

Menschenlebensjahr 
§ BGE 136 V 395 E. 7.6.3
– „Dabei handelt es sich bei den höheren Werten 

um Bereiche, in denen es um die Prävention 
gegen Gefahrenquellen geht, welche von 
Menschen verursacht werden und völlig
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Ökonomische Methode

§ BGE 136 V 395 E. 7.6.3
– „unbeteiligte andere Menschen bedrohen; 

aufgrund des generellen Verbots, andere an Leib 
und Leben zu schädigen, dürfte es sich recht-
fertigen, in dieser Hinsicht höhere Aufwendungen 
zu Lasten des Verursachers zu fordern als im 
Bereich der von der Sozialversicherung bezahlten 
Behandlung gegen Krankheiten, die von 
niemandem verschuldet wurden.“
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Kritik

§ Wertungswiderspruch innerhalb der 
schweizerischen Rechtsordnung
– Integritätsentschädigung der Militärversicherung 

beträgt pro Jahr CHF 20 940.– (MVV 26 I) bzw. bei 
einem 20-Jährigen kapitalisiert CHF 514 361

§ Rechtsvergleichender Wertungswiderspruch
– Das schweizerische Genugtuungsniveau ist gemäss

SZÖLLÖSY das zweittiefste von insgesamt 13 
europäischen Staaten. 
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OPFERHILFERECHTLICHE GENUGTUUNG
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Verfassungsrechtliche Schutzpflicht

Bundesverfassung 

44 

101 

3 Alle Gutachten zur Beurteilung der Sexual- und Gewaltstraftäter sind von mindes-
tens zwei voneinander unabhängigen, erfahrenen Fachleuten unter Berücksichtigung 
aller für die Beurteilung wichtigen Grundlagen zu erstellen. 

Art. 123b71 Unverjährbarkeit der Strafverfolgung und der Strafe bei sexuellen 
und bei pornografischen Straftaten an Kindern vor der Pubertät 

Die Verfolgung sexueller oder pornografischer Straftaten an Kindern vor der Puber-
tät und die Strafe für solche Taten sind unverjährbar. 

Art. 123c72 Massnahme nach Sexualdelikten an Kindern oder an zum 
Widerstand unfähigen oder urteilsunfähigen Personen 

Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes 
oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, 
eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen 
auszuüben. 

Art. 124 Opferhilfe 

Bund und Kantone sorgen dafür, dass Personen, die durch eine Straftat in ihrer kör-
perlichen, psychischen oder sexuellen Unversehrtheit beeinträchtigt worden sind, 
Hilfe erhalten und angemessen entschädigt werden, wenn sie durch die Straftat in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. 

Art. 125 Messwesen 

Die Gesetzgebung über das Messwesen ist Sache des Bundes.  
3. Kapitel: Finanzordnung 

Art. 12673 Haushaltführung 
1 Der Bund hält seine Ausgaben und Einnahmen auf Dauer im Gleichgewicht. 
2 Der Höchstbetrag der im Voranschlag zu bewilligenden Gesamtausgaben richtet 
sich unter Berücksichtigung der Wirtschaftslage nach den geschätzten Einnahmen. 

  

71 Angenommen in der Volksabstimmung vom 30. Nov. 2008, in Kraft seit 30. Nov. 2008  
(BB vom 13. Juni 2008, BRB vom 23. Jan. 2009 ± AS 2009 471; BBl 2006 3657,  
2007 5369, 2008 5245, 2009 605). 

72 Angenommen in der Volksabstimmung vom 18. Mai 2014, in Kraft seit 18. Mai 2014  
(BRB vom 20. Febr. 2014 ± AS 2014 2771; BBl 2009 7021, 2011 4435, 2012 8819,  
2014 6349 1779). 

73 Angenommen in der Volksabstimmung vom 2. Dez. 2001, in Kraft seit 2. Dez. 2001  
(BB vom 22. Juni 2001, BRB vom 4. Febr. 2002 ± AS 2002 241; BBl 2000 4653,  
2001 2387 2878, 2002 1209). 
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Bundesverfassung  
der Schweizerischen Eidgenossenschaft  
vom 18. April 1999 (Stand am 1. Januar 2021) 

 

Präambel 
Im Namen Gottes des Allmächtigen!  
Das Schweizervolk und die Kantone, 
in der Verantwortung gegenüber der Schöpfung, 
im Bestreben, den Bund zu erneuern, um Freiheit und Demokratie, Unabhängigkeit 
und Frieden in Solidarität und Offenheit gegenüber der Welt zu stärken, 
im Willen, in gegenseitiger Rücksichtnahme und Achtung ihre Vielfalt in der Einheit 
zu leben, 
im Bewusstsein der gemeinsamen Errungenschaften und der Verantwortung gegen-
über den künftigen Generationen, 
gewiss, dass frei nur ist, wer seine Freiheit gebraucht, und dass die Stärke des Vol-
kes sich misst am Wohl der Schwachen, 
geben sich folgende Verfassung1: 

1. Titel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Schweizerische Eidgenossenschaft 
Das Schweizervolk und die Kantone Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Obwalden 
und Nidwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Basel-Stadt und Basel-Land-
schaft, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gal-
len, Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf und 
Jura bilden die Schweizerische Eidgenossenschaft. 

Art. 2 Zweck 
1 Die Schweizerische Eidgenossenschaft schützt die Freiheit und die Rechte des 
Volkes und wahrt die Unabhängigkeit und die Sicherheit des Landes. 
2 Sie fördert die gemeinsame Wohlfahrt, die nachhaltige Entwicklung, den inneren 
Zusammenhalt und die kulturelle Vielfalt des Landes.     
  

 AS 1999 2556 
1 Angenommen in der Volksabstimmung vom 18. April 1999 (BB vom 18. Dez. 1998, 

BRB vom 11. Aug. 1999 ± AS 1999 2556; BBl 1997 I 1, 1999 162 5986). 
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Opferhilfegesetz

§ Bundesgesetz vom 4. Oktober 1991 über die 
Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfe-
gesetz, OHG)
– gültig ab 01.01.1993

§ Bundesgesetz vom 23. März 2007 über die 
Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfe-
gesetz, OHG)
– gültig ab 01.01.2009
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Opferbegriff

§ direktes Opfer
– Person, die durch eine Straftat in ihrer körper-

lichen, psychischen oder sexuellen Integrität 
unmittelbar beeinträchtigt worden ist.

§ indirektes Opfer
– nahe Angehörige des Opfers
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Straftat

§ Verwirklichung des objektiven Straftatbe-
standes (im Inland seit 2009)
– Verurteilung ist nicht erforderlich 

§ nicht jede Straftat – Straftatbestand schützt:
– körperliche Integrität
– psychische Integrität
– sexuelle Integrität  
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Opferhilfeleistungen

§ Gesetzliche Leistungen
– Beratung und Soforthilfe
– längerfristige Hilfe der Beratungsstellen
– Kostenbeiträge für längerfristige Hilfe Dritter
– Entschädigung
– Genugtuung
– Befreiung von Verfahrenskosten
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Opferhilferechtliche Grundsätze

§ Subsidiarität der Opferhilfe
– Glaubhaftmachen der Unzumutbarkeit der 

Geltendmachung der haftungsrechtlichen 
Genugtuung (OHG 4 II)

§ Sinngemässe Anwendbarkeit der für die 
haftungsrechtliche Genugtuung geltenden 
Grundsätze (OHG 22 II)
– immaterielle Unbill
– hinreichende Schwere 
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Unterschiede

§ Erleichterungen
– fünfjährige Verwirkungsfrist und Unverwirkbarkeit

bis Alter 25 bei qualifizierten Opfern (OHG 25 I 
und II)

– Glaubhaftmachung der Uneinbringlichkeit
– einfaches, rasches und unentgeltliches Verfahren

§ Erschwerungen
– Subsidiarität
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Unterschiede

§ Erschwerungen
– Plafonierte Genugtuungsbeträge (seit Revision)

• CHF 70‘000 für direkte Opfer 
– 23.35 % der haftungsrechtlichen Genugtuung

• CHF 35‘000 für indirekte Opfer

– kein Zinsanspruch
– kein Vorschuss 
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Bemessungsgrundsätze

 
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

Bundesamt für Justiz BJ 
Direktionsbereich Öffentliches Recht 

 
 
 
 
 
3. Oktober 2019 

 

 
Leitfaden zur Bemessung der Genugtuung  
nach Opferhilfegesetz 
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Bemessungsgrundsätze
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§ Allgemeine Bemessungsgrundsätze
–Mehrfachgenugtuung als (in)direktes Opfer 

möglich (Ziff. 10 Leitfaden)
– Abstufung nach Schwere der Beeinträchtigung 

(Ziff. 11 Leitfaden)
– Degressionsgebot (Ziff. 17 Leitfaden)
– Asperationsprinzip (Ziff. 27 Leitfaden)

• Erhöhung der Basisgenugtuung bei mehrfacher
Integritätsbeeinträchtigung



Bemessungsgrundsätze

§ Opfer mit schwerer Beeinträchtigung der 
physischen Integrität

§ Opfer mit schwerer Beeinträchtigung der 
sexuellen Integrität

§ Opfer mit schwerer Beeinträchtigung der 
psychischen Integrität

§ Schwere Beeinträchtigung des oder der 
Angehörigen des Opfers
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Bemessungsgrundsätze
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Bemessungsgrundsätze
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Bemessungsgrundsätze
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Bemessungsgrundsätze
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Bemessungsgrundsätze
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Analoge Anwendung
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OPFERHILFERECHTLICHE 
ENTSCHÄDIGUNG
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Schadenersatzrechtliche Grundsätze

§ (ausser)vertragliche Haftung oder 
Staatshaftung
– bei Opfern ist die Verschuldenshaftung

anwendbar

§ Schadenbegriff
– finanzieller Schaden
– normativer Schaden

• durch Gratisarbeit eingesparte Kosten

§ Ersatzpflicht erstreckt sich auf den gesamten
kausal verursachten Schaden
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Opferhilferechtliche Grundsätze

§ Subsidiarität der Opferhilfe
– Glaubhaftmachen der Unzumutbarkeit der 

Geltendmachung der haftungsrechtlichen 
Genugtuung (OHG 4 II)

§ Sinngemässe Anwendbarkeit der für die 
haftungsrechtliche Schadenersatzpflicht 
geltenden Grundsätze (OHG 19 I)
– Schadenersatz bei Tötung (OR 45)
– Schadenersatz bei Körperverletzung (OR 46)
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Unterschiede

§ Erleichterungen
– fünfjährige Verwirkungsfrist und Unverwirkbarkeit

bis Alter 25 bei qualifizierten Opfern (OHG 25 I 
und II)

– Glaubhaftmachung der Uneinbringlichkeit
– einfaches, rasches und unentgeltliches Verfahren

§ Erschwerungen
– Subsidiarität
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Unterschiede

§ Erschwerungen
– Plafonierte Schadenersatzbeträge

• CHF 120‘000 für direkte und indirekte Opfer

– Nicht ersatzfähig
• Haushalt- und Pflegeschaden (OHG 19 IV)
• Sachschaden (OHG 19 III)

– Höge der Entschädigung hängt vom ergänzungs-
leistungsrechtlichen Existenzminimum ab (OHG  
20 II) 

– kein Zinsanspruch
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Zum Schluss

§ Gibt es der Genugtuung genug?
– doppeltes Nein

§ Prekärer Opferschutz
– adhäsionsweise Geltendmachung des 

Haftungsanspruchs im Strafverfahren
– präjudizierende Wirkung einer Verfahrens-

einstellung bzw. eines Freispruchs trotz OR 53
– partiell keine hinreichende sozialversiche-

rungsrechtliche Kompensation 
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Besten Dank für                                 
Ihre Aufmerksamkeit!


